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Zusammenfassung der wichtigsten Zahlen und Trends 
 
Gesamtwirtschaft 

 Globale Konjunkturerholung nur moderat und regional verschieden. Überraschend 
starkes zweites Quartal in den USA. 

 Leichter BIP-Anstieg im Euroraum; Verbesserung der Wirtschaftsstimmung und an-
derer Frühindikatoren außer im Baugewerbe; weitere Abnahme der Bauproduktion. 

 Deutlicher BIP-Anstieg in Deutschland; spürbare Nachholeffekte der Bauwirtschaft 
nach dem langen Winter; Belebung bei Auftragseingängen und Produktion in der 
Industrie; schwächere Entwicklung in NRW. 

 Gebremster Anstieg der Nachfrage nach Wohnungsbaukrediten bei leicht verschärf-
ten Richtlinien. Frühindikatoren für den Wohnungsbau weiterhin positiv. 

NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima 
 Geschäftsklima im Wohnungsbaugewerbe im zweiten Quartal rückläufig; zu Beginn 

des dritten Quartals deutlich verbessert 

 Unternehmen beurteilten derzeitige Lage und künftige Entwicklung negativer als im 
Vorquartal 

 Bautätigkeit ließ nach, Auftragslage verschlechterte sich 

 Kapazitätsauslastung stagniert 

Soziale Wohnraumförderung 

 deutlich weniger Bewilligungen als im 1. Halbjahr 2012 

 Förderzusagen überwiegend im Segment selbst genutztes Wohneigentum 
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1 Konjunkturelle Rahmenbedingungen
Die globale Konjunkturerholung ist nach 
wie vor moderat und verläuft regional un-
einheitlich. Das Wirtschaftswachstum in 
wichtigen Schwellenländern verlor zuletzt 
an Dynamik. In China blieb der konjunk-
turelle Schwung im zweiten Quartal ver-
halten, das jährliche Wachstum ging von 
7,7 Prozent auf 7,5 Prozent zurück. Die 
amerikanische Wirtschaft wuchs im zwei-
ten Quartal überraschend deutlich mit ei-
ner Jahresrate von 1,7 Prozent. Dabei ka-
men vom US-Immobilienmarkt weiterhin 
positive Signale. Die Wohnungsbauinves-
titionen nahmen im zweiten Quartal er-
neut deutlich um annualisierte 13,4 Pro-
zent zu. Angesichts steigender Verkaufs-
zahlen und reger Wohnungsbauaktivitäten 
sowie kontinuierlicher Preissteigerungen 
verbesserten sich die Aussichten für die 
weitere Entwicklung des Wohnimmobi-
lienmarkts mit positiven Wirkungen auf 
das Vermögen der privaten Haushalte. 

Die Eurozone hat im Frühjahr vor allem 
dank eines kräftigen Wachstums in 
Deutschland sowie einer überraschend 
positiven Entwicklung in Frankreich die 
längste Rezession ihrer Geschichte über-
wunden. Nach sechs Rückgängen in Folge 
ist das BIP im zweiten Quartal 2013 ge-
genüber der Vorperiode um 0,3 Prozent 
gestiegen. Die von der EU erhobene eu-
ropäische Wirtschaftsstimmung bei Un-
ternehmen hellte sich im Juli deutlich auf 
und ist nun so gut wie seit April 2012 
nicht mehr. Im Baugewerbe fiel der ent-
sprechende Wert allerdings erneut um zu-
letzt 1 Punkt auf -31 Zähler. Die weiterhin 
schlechten Ergebnisse der Umfragen deu-
ten auf eine anhaltende Schwäche im 
Baugewerbe hin. So verringerte sich im 
Mai die Produktion 0,3 Prozent gegen-
über dem Vormonat, nachdem sie im Ap-
ril noch um 1 Prozent zulegen konnte. 
Dabei bestehen allerdings merkliche Un-
terschiede zwischen den einzelnen Län-
dern. So verläuft das Wohnungsbauge-
schehen in Deutschland wesentlich leb-
hafter als in Portugal oder Spanien.  

 

Das deutsche BIP konnte im zweiten 
Quartal deutlich zulegen. Positive Impulse 
kamen dabei vor allem aus dem Inland. 
Sowohl von den privaten als auch von den 
öffentlichen Haushalten wurde mehr kon-
sumiert als im Vorquartal. Außerdem zo-
gen nach den ersten Angaben von Desta-
tis die Investitionen wieder an. In der In-
dustrie setzte sich im gesamten zweiten 
Quartal die Aufwärtstendenz bei den Auf-
tragseingängen fort; diese stiegen gegen-
über dem ersten Quartal um 1,2 Prozent. 
Die Produktion konnte im zweiten Quartal 
um 2,6 Prozent zulegen. In der Bauwirt-
schaft wurden nach dem langen Winter 
spürbare Nachholeffekte verzeichnet. Die 
Bauproduktion zog gegenüber dem witte-
rungsbedingt schwachen Vorquartal mit 
einer Steigerung von 3,9 Prozent deutlich 
an. Auch die Bauinvestitionen verzeichne-
ten im zweiten Quartal einen merklichen 
Anstieg. 

In Nordrhein-Westfalen verlief die Ent-
wicklung etwas schwächer als auf Bun-
desebene. Hier stiegen die Aufträge in der 
Industrie nur um 0,5 Prozent gegenüber 
dem ersten Quartal und die Industriepro-
duktion gab um 1,4 Prozent gegenüber 
der Vorperiode nach. 

Der bundesweite Anstieg der Nachfrage 
nach Wohnungsbaukrediten schwächte 
sich im zweiten Quartal 2013 ab. Bei im 
Verhältnis zum Vorquartal leicht ver-
schärften Vergaberichtlinien der Banken 
steigerte sich das Kreditvolumen im Woh-
nungsbau im zweiten Quartal um 7 Pro-
zent gegenüber dem Vorquartal. Getragen 
wird die Entwicklung weiterhin von der 
guten Lage am Arbeitsmarkt sowie einem 
fortbestehenden Mangel an attraktiven 
Anlagealternativen. Das Geschäftsklima 
bei den freischaffenden Architekten hat 
sich nach den Ergebnissen der vierteljähr-
lichen Umfrage des ifo Instituts zu Beginn 
des zweiten Quartals deutschlandweit 
spürbar verbessert und ist so gut wie zur 
Zeit des Wiedervereinigungsbooms. Ge-
tragen wird die Entwicklung sowohl von 
der sichtlich verbesserten Geschäftslage, 
als auch von den gestiegenen Geschäfts-
erwartungen. 
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2 NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima 
Wohnungsbau 

Seit Juni 2007 führt das ifo Institut im Auf-
trag der NRW.BANK eine Sonderauswer-
tung des viel beachteten ifo Konjunktur-
tests Deutschland für das Land Nordrhein-
Westfalen durch. Von den rund 7.000 be-
fragten Unternehmen im gesamten Bun-
desgebiet entfallen rund 1.000 Unterneh-
men auf Nordrhein-Westfalen. Die Befra-
gungsergebnisse dieser Unternehmen 
fließen in die Sonderauswertung für das 
NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima ein. Ne-

ben dem Verarbeitenden Gewerbe, dem 
Großhandel sowie dem Einzelhandel ge-
hört auch das Bauhauptgewerbe zu den 
vier befragten Wirtschaftszweigen. Die 
vorliegende Publikation stützt sich auf die 
große Detailtiefe im Bausektor (Tief- und 
Hochbau). Ein Großteil der Auswertungen 
kann von der Hochbauebene ausgehend 
bis hin zum Wohnungsbau gewonnen 
werden.
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Im nordrhein-westfälischen Wohnungs-
baugewerbe konnte sich die zu Jahresbe-
ginn eingesetzte Stimmungsaufhellung im 
zweiten Quartal nicht fortsetzen – die Ge-
schäftsklimabeurteilung ließ im Quartals-
verlauf deutlich nach. Insbesondere im 
Hinblick auf die Entwicklung in den 
nächsten sechs Monaten überwog der 
Pessimismus, auch die Lageeinschätzung 
trübte sich im Verlauf des zweiten Quar-
tals zunehmend ein. (Beide Komponenten 
verbesserten sich jedoch am aktuellen 
Rand – besonders positiv war im Juli die 
Entwicklung der Erwartungen). Die Bautä-
tigkeit nahm leicht ab und die Unterneh-

men klagten häufiger über knappe Auf-
tragsbestände. Die im ersten Quartal ge-
äußerte Erwartung der Unternehmen auf 
eine deutlich ausgeweitete Bautätigkeit im 
zweiten Quartal konnte demnach nicht re-
alisiert werden. Auch die Reichweite der 
Auftragsreserven lag mit 2,2 Monaten un-
ter dem Wert des Vorjahresquartals (2,3 
Monate). Die Auslastung der Gerätekapa-
zitäten blieb mit knapp 75 Prozent (Anga-
be zum Hochbau) jedoch nahezu auf Vor-
jahresniveau, auch hier konnte zu Beginn 
des dritten Quartals eine Zunahme auf 
77 Prozent beobachtet werden.  

Abb. 1: Geschäftskli-
ma, Lagebeurteilung 
und Erwartungen im 
Wohnungsbau für 
Nordrhein-Westfalen, 
saisonbereinigt 
(Quelle: 
NRW.BANK.ifo-

Geschäftsklima)
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3 Neues aus Wohnungswirtschaft und 
Wohnungspolitik 

empirica-Studie zu den 100 größten deutschen Städten: Unzu-
reichendes preisgünstiges Wohnungsangebot für einkommens-
schwache Familien
Unter dem Titel „Wohnungsangebot für 
arme Familien in Großstädten“ legt die 
empirica AG eine im Auftrag der Bertels-
mann-Stiftung erstellte Studie vor, die ne-
ben der Finanzierbarkeit von Wohnraum 
auch die Verfügbarkeit passender Wohn-
angebote untersucht.1 Eine vierköpfige 
Familie ist der zugrunde liegenden Me-
thodik zufolge von relativer Einkommens-
armut betroffen, sofern sie monatlich we-
niger als 60 Prozent des mittleren, ge-
wichteten Pro-Kopf-Einkommens zur Ver-
fügung hat. In Deutschland sind das etwa 
15 Prozent aller Einwohner.  

Für die 100 einwohnerstärksten Städte 
Deutschlands kommt die Studie zu dem 
Ergebnis, dass das Angebot für arme Fa-
milien sowohl quantitativ als auch räum-
lich äußerst begrenzt ist: Im Durchschnitt 
sind nur zwölf Prozent der für Familien 
geeigneten Wohnangebote für einkom-
mensschwache Familien überhaupt finan-
zierbar. Im Mittel liegt die Hälfte der für 
diese Familien erschwinglichen Wohnan-
gebote in nur neun Prozent der Wohn-
quartiere. 

Neben der Finanzierbarkeit des Wohn-
raums ermittelt empirica zusätzlich das 
nach Abzug der Wohnkosten noch zur 
Verfügung stehende Budget. In 60 der 
                                                      
1
 empirica AG: Wohnungsangebot für arme Familien in 
Großstädten. Eine bundesweite Analyse am Beispiel der 
100 einwohnerstärksten Städte im Auftrag der Bertelsmann 
Stiftung. Gütersloh 2013 

100 untersuchten Städte steht einkom-
mensschwachen Familien nach Abzug der 
Miete weniger Geld zur Verfügung als der 
SGB II-Regelsatz. 

Der Ermittlung dieser Durchschnittswerte 
liegt eine Berechnung zugrunde, die diffe-
renziert betrachtet werden sollte. 
Zur Preisermittlung werden die empirica-
Angebotsmieten für familiengeeignete 
Wohnungen herangezogen. Als familien-
geeignet gelten dabei alle Wohnungen mit 
mindestens 3 Zimmern und 75 Quadrat-
metern Wohnfläche. Ausgehend von der 
Norm, dass jeder Person rein rechnerisch 
ein Zimmer zustehen sollte, ist das als Un-
tergrenze zu betrachten. 

Die Angebotsmieten bilden die Preissitua-
tion für Neuvertragsmieten gut ab. Nicht 
erfasst sind aber die tatsächlichen Mieten 
in bereits existierenden Mietverhältnis-
sen. So wird zwar erkennbar, welche 
Chancen arme Familien bei einem mögli-
chen Umzug hätten, aber nicht, in wel-
chem Verhältnis dazu ihre aktuelle Wohn-
situation steht. 

Größe und Preis nicht inserierter Woh-
nungen können unter Verwendung der 
Angebotsdaten ebenfalls nicht ermittelt 
werden. Insbesondere untererfasst sind 
damit Bestände kommunaler Wohnungs-
gesellschaften und Genossenschaften, die 
in der Regel vergleichsweise günstigen 
Wohnraum zur Verfügung stellen. 



Neues aus Wohnungswirtschaft und Wohnungspolitik 

8 NRW.BANK

Diskussion um Einführung einer Mietpreisbremse für Wieder-
vermietungen
Die angespannten Wohnungsmärkte pros-
perierender Großstädte und Ballungsräu-
me, die es Einkommensschwachen und 
zunehmend auch Normalverdienern er-
schweren, sich mit passendem Wohnraum 
zu versorgen, sind bereits seit längerer 
Zeit Thema in den Medien. In der Bun-
despolitik steht bezahlbarer Wohnraum im 
Wahljahr 2013 ebenfalls auf der Agenda. 

SPD, Linke und Grüne forderten eine Ein-
dämmung der stetig steigenden Wohnkos-
ten mit Hilfe einer Mietpreisbremse. Der-
zeit sind lediglich Preissteigerungen in 
bereits bestehenden Mietverhältnissen li-
mitiert. Bundesweit gilt seit Mai 2013, 
dass der Mietzins innerhalb von drei Jah-
ren um nicht mehr als 20 Prozent steigen 
darf, in Einzelfällen dürfen die Länder den 
Prozentsatz auf 15 Prozent festlegen. Wird 
eine Wohnung neu vermietet, gibt es bis-
lang keine Regelungen, die die Erhebung 
unangemessen hoher Mieten verhindern 
würden. 

Diskutiert wurde deshalb, dass zum 
Schutz der Neumieter der Mietpreis nicht 
mehr als zehn Prozent über der im Miet-
spiegel festgelegten ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen sollte. Bei der Ab-
stimmung im Bundestag sprachen sich 
CDU und CSU gegen eine Mietpreisbrem-
se aus. Unabhängig davon löste das The-
ma in Wohnungspolitik und Wohnungs-
wirtschaft eine breite Diskussion darüber 
aus, ob mehr staatlicher Eingriff die be-
stehenden Probleme auf den Wohnungs-
märkten lösen könnten. 

Der Deutsche Mieterbund (DMB) gehört 
zu den Befürwortern einer Mietpreis-
bremse. Im Mai 2013 legte er einen For-
derungskatalog vor, der eine Begrenzung 
der Neuvermietungsmieten enthält. Der 
DMB sieht vor allem „die etwa 10 Prozent 
der Mieterhaushalte [im Nachteil, d. 
Red.], die jährlich die Wohnung wechseln 
bzw. aus beruflichen Gründen umziehen 
müssen, junge Menschen, die eine Fami-
lie gründen, oder Studenten, die neu in 
die Stadt ziehen.“2 

Kritiker der Mietpreisbremse argumentie-
ren, dass eine Beschränkung der Miet-
preise mit einer Begrenzung der mögli-
chen Rendite einherginge und deshalb po-
tenzielle Investoren abschrecken könnte. 
„Die Diskussionen über […] Mietpreisbe-
grenzungen führen zu großer Unsicher-
heit in der Wohnungswirtschaft. So wird 
Neubau ausgebremst“, argumentiert 
GdW-Geschäftsführer Axel Gedaschko.3 

Aus der Einführung einer Mietpreisbrem-
se ergeben sich auch praktische Proble-
me: So ist beispielsweise ungeklärt, wie 
und durch wen die Einhaltung der Preis-
obergrenzen effektiv kontrolliert werden 
kann und was zu tun ist, falls kein qualifi-
zierter Mietspiegel vorliegt, aus dem die 
ortsübliche Vergleichsmiete ersichtlich 
wird. 
                                                      
2
 Deutscher Mieterbund (Hrsg.): Wiedervermietungsmieten 
begrenzen – Vergleichsmietenregelungen verbessern, 
http://www.mieterbund.de/5472.html 

3
 GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobi-
lienunternehmen e.V. (Hrsg.): Angespannte Wohnungs-
märkte in Großstädten: Mehr Neubau, weniger Regulie-
rung notwendig. In: wi Wohnungspolitische Informationen 
30 vom 25. Juli 2013, S. 1 f. 
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Pestel-Institut zu „Wohnen der Altersgruppe 65plus“: Zunah-
me von Altersarmut und Pflegebedürftigkeit
Das Pestel-Institut setzt sich in einer neu-
en Studie, die im Juni 2013 veröffentlicht 
wurde, mit der Wohnsituation älterer Per-
sonen bis zum Jahr 2035 (bei einzelnen 
Indikatoren bis 2050) auseinander. Die 
Publikation „Wohnen der Altersgruppe 
65plus“4 entstand im Auftrag des Verbän-
debündnisses WOHNEN 65PLUS, dem 
unter anderem der Bundesverband Deut-
scher Baustoff-Fachhandel e.V. und der 
Sozialverband VdK Deutschland e.V. an-
gehören. 

Die Untersuchung greift einige demogra-
fische Trends auf, die in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten wachsenden Ein-
fluss auf den Wohnungsmarkt nehmen 
werden. Ausgehend von der stetigen Zu-
nahme der Zahl von Personen im Alter 
von 65 Jahren und mehr und der derzeiti-
gen Wohnsituation dieser Altersgruppe 
zeichnet die Studie die dadurch entste-
henden künftigen Herausforderungen 
nach: Bei generell starker Zunahme der 
Zahl älterer Menschen seit 1991 weist 
insbesondere die Gruppe der Hochbetag-
ten, d.h. der Menschen im Alter von 85 
und mehr Jahren, eine starke Zunahme 
um mehr als 80 Prozent auf.  

Die meisten älteren Menschen leben in äl-
teren Wohngebäuden, fast 55 Prozent der 
Senioren sind Wohneigentümer. Die Stu-
die geht nun davon aus, dass mit der Zu-
nahme der Zahl älterer Menschen auch 
die Zahl der Pflegebedürftigen steigt. 
Gleichzeitig steigt aufgrund der Absen-
kung des Rentenniveaus, zunehmend un-
steter Erwerbsbiografien und der Zunah-
me prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
das Risiko, im Alter auf Grundsicherungs-
leistungen angewiesen zu sein. Es entste-
hen höhere gesamtgesellschaftliche Kos-
ten, denn ärmere Seniorenhaushalte kön-
nen die Kosten für Pflege und eventuelle 
Heimunterbringung nicht mehr allein 
schultern. 

Die Studie kommt daher zu dem Ergebnis, 
dass die bisherige Wohnsituation vieler 
                                                      
4
 Pestel Institut (Hrsg.): Wohnen der Altersgruppe 65plus. 
Hannover 2013 

Älterer im Wohneigentum mit hoher Pro-
Kopf-Wohnfläche zukünftig für viele Seni-
oren nicht mehr erreicht bzw. finanziert 
werden kann und geht daher von einer 
zunehmenden Wohnmobilität älterer 
Menschen aus. Es „[…] werden zuneh-
mend Haushalte aus ökonomischen Grün-
den zur Reduzierung der Wohnfläche ge-
zwungen.“5 

Das Pestel-Institut bietet Handlungsemp-
fehlungen an, die eine Ausweitung des 
Angebotes an barrierearmen Wohnungen 
befürworten, um der Problematik steigen-
der Wohnkosten bei sinkenden Einkom-
men entgegenzuwirken: „In den Städten 
ist der Wechsel von Haushalten der Al-
tersgruppe 65plus in kleinere Wohnungen 
bzw. gemeinschaftliche Wohnformen zu 
forcieren.“6 

Bei differenzierter Betrachtung der Studie 
fällt auf, dass der Eindruck erweckt wird, 
jede Person der Altersklasse „65 plus“ 
benötige eine barrierefreie bzw. –arme 
Wohnung. Bereits die heutige ältere Ge-
neration ist wesentlich gesünder als noch 
ihre Elterngeneration, der lange Zeithori-
zont der Studie bis zum Jahr 2035 blendet 
eventuell lebenserleichternde und/ oder 
-verlängernde medizinische oder techni-
sche Weiterentwicklungen komplett aus. 

Im Jahr 2035 werden die geburtenstarken 
Jahrgänge der 1960er-Jahre nahezu voll-
ständig das Rentenalter erreicht haben. 
Außer Acht gelassen wird, dass in den 
Folgejahren nur noch geburtenschwäche-
re Jahrgänge in Rente gehen und dadurch 
allmählich die Rentenkassen, Sozialsys-
teme und letztlich auch Wohnungsmärkte 
entlasten. 

Fraglich ist zudem, ob und inwieweit älte-
re Eigentümerhaushalte tatsächlich zum 
Umzug in barrierefreie Wohnungen zu 
bewegen sind. Gerade die ältere Genera-
tion verbleibt in aller Regel so lang in den 
eigenen vier Wänden, bis es buchstäblich 
nicht mehr anders geht.
                                                      
5
 Pestel Institut (Hrsg.): ebd., S. 25 

6
 Pestel Institut (Hrsg.): ebd., S. 28 
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4 Übersicht: Rahmendaten zum 
Wohnungsmarkt 

Jun 2012 Jun 2013 Veränderung zum 
Vorjahresmonat

Wirtschaftliche Rahmendaten

Arbeitslosenzahl 727.470 754.102 3,7%

104 106 2,1%

103 105 1,6%

103 105 1,6%

darunter: Altbauwohnungen 103 105 1,4%

    Neubauwohnungen 103 105 1,7%

Preisindex Wohnungsnebenkosten (2010=100) 103 105 1,5%

119 121 1,6%

3,17% 2,78% -0,39 %-Punkte

NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima Wohnungsbau -6,35 -16,37 -10,02 Punkte

Geschäftsbeurteilung Wohnungsbau -1,83 -16,89 -15,06 Punkte

Geschäftserwartungen Wohnungsbau -10,77 -15,84 -5,07 Punkte

114 120 5,0%

98 105 7,3%

119 121 1,7%

Wohnklimaindex 166 164 -1,0%

202 228 12,6%

Bauwirtschaft und Bautätigkeit

Baugenehmigungen

    gesamt 1)
14.289 15.910 11,3%

     darunter: Soziale Wohnraumförderung 2)
1.190 365 -69,3%

Ein- und Zweifamilienhäuser 1)
5.537 6.874 24,1%

     darunter: Soziale Wohnraumförderung 2)
1.017 320 -68,5%

Mehrfamilienhäuser 1)
6.246 7.153 14,5%

     darunter: Soziale Wohnraumförderung 2)
173 45 n/a

122 113 -7,6%

140 126 -10,0%

104 114 9,3%

106 134 27,1%

1) Monat Mai
2) Wohnungen aus erteilten Förderzusagen ohne Erwerb gebrauchter Wohnungen

Hypothekarzinsen (über 10 Jahre fest) 

Europace-Preisindex neue Ein- und Zweifamilienhäuser 

Deutsche-Hypo-Immobilienklimaindex

Europace-Preisindex gebrauchte Ein- und Zweifamilienhäuser 

Immobilienkonjunkturindex

Preisindex der Lebenshaltung (2010=100)

 – Wohnungsbau 

– Wohnungsbau (alle Betriebe) 

Produktionsindex Bauhauptgewerbe (2010=100)
    – gesamt (alle Betriebe) 

Auftragseingangsindex Bauhauptgewerbe (2010=100)
    – gesamt (real) 

Preisindex Bruttomieten (2010=100) 

Preisindex für Bauleistungen insgesamt (2005=100) 1)

Preisindex Nettomieten (2010=100) 
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5 Methodische Erläuterungen 

NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima 
Das NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima ba-
siert auf dem ifo Konjunkturtest, der Be-
fragung zum viel beachteten ifo Ge-
schäftsklima für die gewerbliche Wirt-
schaft, legt jedoch den Fokus auf Nord-
rhein-Westfalen. Zur Ermittlung befragt 
das ifo Institut im Auftrag der NRW.BANK 
monatlich ca. 1.000 Unternehmen aus 
Nordrhein-Westfalen des Verarbeitenden 
Gewerbes, des Bauhauptgewerbes, des 
Großhandels und des Einzelhandels. Die 
befragten Unternehmen geben ihre Ein-
schätzungen der gegenwärtigen Ge-
schäftslage und der Erwartungen für die 
nächsten sechs Monate an. 

Aus den Differenzen der positiven und 
negativen Antworten wird unter Berück-
sichtigung der Bedeutung der Branchen 
jeweils ein Saldo für die Geschäftslage 
und die Geschäftserwartungen gebildet. 
Das Geschäftsklima ist ein Mittelwert aus 
diesen beiden Salden. Die zu Grunde lie-
genden Daten sind um saisonale Effekte 
bereinigt. 

Preisindex für Bauleistungen (IT.NRW) 
Der Baupreisindex für Bauleistungen 
spiegelt die tatsächliche Preisentwicklung 
für Regelbauleistungen wider, da zur Be-
rechnung die Preise bei der Angebotsver-
gabe erfasst werden. Qualitative Schwan-
kungen werden herausgerechnet. Der In-
dex wird in jedem Jahr für die Monate 
Februar, Mai, August und November ver-
öffentlicht.7 

Auftragseingangsindex im Wohnungs-
bau (IT.NRW) 
Der Auftragseingangsindex im Woh-
nungsbau beschreibt die eingegangenen 
und verbindlich akzeptierten Bauaufträge 
für den jeweiligen Berichtsmonat. Er bil-
det daher die in kurz- bis mittelfristiger 
                                                      
7
 IT.NRW (Hrsg.): Statistische Berichte. Preisindizes für 
Wohn- und Nichtwohngebäude, Instandhaltung und Stra-
ßenbau in Nordrhein-Westfalen. Düsseldorf, November 
2011, S. 6 ff. 

Zukunft zu erwartende Auslastung der Be-
triebe ab, die Bauleistungen erbringen.8  

Produktionsindex im Wohnungsbau 
(IT.NRW) 
Der Produktionsindex zeigt unmittelbar 
die Leistung der Betriebe im nordrhein-
westfälischen Wohnungsbau auf. Er bein-
haltet keine kalendarisch bedingten Unre-
gelmäßigkeiten.9 

Europace-Hauspreisindex EPX hedonic 
(Europace AG, ehemals HPX-Index der 
Hypoport AG) 
Der EPX hedonic basiert auf den in der 
EUROPACE-Plattform generierten Trans-
aktionsdaten privater Immobilienfinanzie-
rungen. Die Methodik des Index wurde 
mit Hilfe eines in Zusammenarbeit mit 
Finpolconsult entwickelten statistischen 
Verfahrens ermittelt. Ziel dieser hedoni-
schen Regressionsanalyse ist es, den rei-
nen Preiseffekt pro betrachtete Periode 
herauszustellen.10 

Deutsche-Hypo-Indizes (ehemals King-
Sturge-Indizes) 
Der Deutsche Hypo-Immobilienkonjunk-
tur-Index wird aus den beiden Komponen-
ten aktuelle Geschäftslage und Erwartun-
gen bestimmt. Dabei werden die Entwick-
lung von Kaufpreisen, Mieten und Invest-
mentvolumina […]  sowie die Umsatz- und 
Personalentwicklung der in Deutschland 
tätigen Unternehmen dem Immobilien-
klima zu Grunde gelegt. Aus diesen Daten 
lässt sich ein verlässlicher Frühindikator 
ableiten, der Auskunft über die derzeitige 
und zukünftige Entwicklung der Branche 
gibt. […] 

Bei der Befragung stehen besonders die 
qualitativen Einschätzungen und Beurtei-
lungen von Transaktionen, Erträgen und 
Werten im Vordergrund.11

                                                      
8
 IT.NRW, 
http://www.it.nrw.de/statistik/k/daten/eckdaten/r321bauhau
pt_aindex.html 

9
 IT.NRW, 
http://www.it.nrw.de/statistik/k/daten/eckdaten/r321bauhau
pt_pindex.html 

10
 Europace AG, http://www.europace.de/epx-hedonic.html 

11
 BulwienGesa AG, 

http://www.immokonjunktur.de/index.php3?topic=about 
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Rechtlicher Hinweis 

Diese Broschüre wurde vom Bereich Wohn-
raumförderung der NRW.BANK erstellt und 
dient ausschließlich Informationszwecken. 
Die in dieser Broschüre enthaltenen Anga-
ben stammen aus eigenen und öffentlich 
zugänglichen Quellen, die von der 
NRW.BANK als zuverlässig erachtet wer-
den; die Quellen sind nicht von unabhängi-
gen Dritten geprüft worden. Für Informati-
onen dieser Broschüre übernehmen die Au-
toren trotz sorgfältiger Arbeit keine Haf-
tung, Garantie oder Gewähr für die Richtig-
keit, Vollständigkeit oder Eignung für einen 
bestimmten Zweck. 
Die Inhalte dieser Publikation sind nicht 
als Angebot oder Aufforderung zum Kauf 
oder Verkauf von Finanzinstrumenten oder 
irgendeiner anderen Handlung zu verste-
hen und sind nicht Grundlage oder Be-
standteil eines Vertrages. 

Alle Autoren, einschließlich der 
NRW.BANK, ihrer Organe, Angestellten 
oder Mitarbeiter, übernehmen keine Haf-
tung für Schäden, die aus der Verwendung 
dieser Publikation entstehen. Alle Schät-
zungen und Prognosen können sich jeder-
zeit ohne Ankündigung ändern. Die 
NRW.BANK und die weiteren Autoren sind 
nicht verpflichtet, diese Publikation zu ak-
tualisieren, abzuändern oder zu ergänzen 
oder deren Empfänger auf andere Weise zu 
informieren, wenn sich ein in dieser Publi-
kation genannter Umstand, eine Schätzung 
oder Prognose ändert oder unzutreffend 
wird. 

Nachdruck und auszugsweise Veröffentli-
chung sind nach Rücksprache möglich. 

Bei Bedarf können auch einzelne Tabellen 
und Abbildungen zur Verfügung gestellt 
werden.



 

 

 



 

 

 


